
kurrierende Ansätze gegenüber: Der War­
schauer Pakt, gefolgt von einigen Entwick­
lungsländern, will die Hauptaufmerksam­
keit auf die nukleare Abrüstung lenken mit 
der Folge, daß man sich zunächst auf die­
sen Bereich zu konzentrieren hätte, unter 
Vernachlässigung der konventionellen Ab­
rüstung. Die westlichen Staaten (NATO 
und Neutrale) bestreiten die Notwendig­
keit nuklearer Abrüstung nicht, wollen je­
doch die konventionelle Abrüstung als 
gleichrangige und zeitgleiche Verhand­
lungsaufgabe verstanden wissen. 
Zum Thema der Reduzierung der Militär­
haushalte gab es keine Einigung. Es bleibt 
aber das Ziel, eine Übereinkunft zu tref­
fen (in der Form einer Deklaration), in der 
der »politische Wille< der Mitgliedstaaten 
zum Ausdruck kommt, die Militärbudgets 
einzufrieren und zu verringern. Allerdings 
sind hier noch immer >technische< Details 
zu klären wie die Erstellung einer Matrix 
zur besseren Erfassung und Vergleichbar­
keit von Militärhaushalten. 
Bezüglich der Rüstungskontrollverhandlun­
gen notierte die Abrüstungskommission 
mit »ernster Sorge«, daß trotz der Ab-
schlußerklärung der Sondergeneralver­
sammlung über Abrüstung von 1978 (Text: 
VN 5/1978 S.171ff.) das Wettrüsten unver­
mindert weitergehe. Festgehalten wird, daß 
die Lage hier gekennzeichnet sei durch 
einen Mangel an Fortschritten bei der kon­
kreten Umsetzung des damaligen Aktions­
programms. WB 

Wirtschaft und Entwicklung 
IAO: Internationare Arbeltskonferenz wieder unter 
Beteiligung der USA (30) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an 
den Kommentar in VN 6/1977 S.171 an; 
vgl. auch VN 1/1976 S.26 und VN 6/1975 
S.186ff.) 
Mit Wirkung vom 18.Februar 1980 sind die 
Vereinigten Staaten wieder Mitglied der 
Internationalen Arbeitsorganisation (IAO; 
englisch: International Labour Organiza­
tion, ILO). Damit wurde die Ende 1975 aus­
gesprochene und seit Ende 1977 wirksame 
Kündigung der Mitgliedschaft aufgehoben. 
Mit ihrer damaligen Kündigung wollten die 
USA auf Besorgnisse aufmerksam machen, 
die sich auf die Unabhängigkeit der Ar­
beitgeber- und Arbeitnehmervertreter in 
den Beschlußorganen der Organisation, 
die Einhaltung geregelter Verfahren bei 
politisch motivierten Entschließungen und 
die Gleichbehandlung aller Mitgliedsländer 
in Fragen der Menschenrechte sowie der 
Vereinigungsfreiheit bezogen. 
Die Organisation hat das Fehlen der Ver­
einigten Staaten als schmerzliche Lücke 
empfunden nicht nur wegen der erhebli­
chen finanziellen Konsequenzen, sondern 
insbesondere auch wegen der fehlenden 
Mitarbeit der Vertreter von Arbeitnehmern, 
Arbeitgebern und der Regierung dieses 
Landes in den jeweiligen Gruppen der 
dreigliedrig strukturierten Organisation. 
Darum haben der Generaldirektor der IAO, 
Francis Blanchard, wie auch die Bundes­
regierung die Rückkehr der USA mit gro­
ßer Genugtuung begrüßt. Diese Rückkehr 
war von Präsident Carter am 13. Februar 
verkündet worden mit dem Hinweis, daß 
die Vereinigten Staaten als Mitglied der 
IAO und mit Unterstützung anderer Län­

der bestrebt sein werden sicherzustellen, 
daß die IAO weiterhin den Interessen der 
arbeitenden Bevölkerung in der Welt dient, 
indem sie mehr und bessere Beschäfti­
gungsmöglichkeiten schafft und Recht und 
Würde der Menschen schützt. 
Die am 25.Juni beendete diesjährige Inter­
nationale Arbeitskonferenz, die 66. in der 
Geschichte der Organisation, hatte inso­
fern einen Rekord zu verzeichnen, als von 
den 144 Mitgliedsländern der IAO 138 in 
Genf durch Delegierte vertreten waren. Es 
wurde ein umfangreiches Sachprogramm 
bewältigt. Die Konferenz verabschiedete 
eine Empfehlung bezüglich der Arbeitsbe­
dingungen und der sozialen Sicherheit äl­
terer Arbeitnehmer. In erster Lesung wur­
de eine Empfehlung über die Förderung 
von Tarifverhandlungen erörtert, die ins­
besondere für viele wenig industrialisierte 
Länder von Bedeutung sein wird. Das glei­
che gilt für den Entwurf eines Übereinkom­
mens über die Chancengleichheit im Ar­
beitsleben für Arbeitnehmer mit familiären 
Verpflichtungen, die wahrscheinlich nach 
einer zweiten Lesung im nächsten Jahr 
verabschiedet werden wird. Weiter wurde 
der Entwurf eines Übereinkommens über 
Sicherheit, Gesundheit und Arbeitsumwelt 
erörtert, der gleichfalls der kommenden 
Konferenz zur endgültigen Verabschiedung 
vorliegen wird. 

Neben der Beratung und Verabschiedung 
neuer Übereinkommen und Empfehlungen 
gehört es zu den Aufgaben der Interna­
tionalen Arbeitskonferenz, die Einhaltung 
beschlossener Übereinkommen zu überwa­
chen. Der dafür zuständige Konferenzaus­
schuß behandelte Stellungnahmen von 38 
Ländern, die diese auf Anforderung vorge­
legt hatten. Werden solche Stellungnah­
men nicht als ausreichend oder befriedi­
gend angesehen, so wird darüber an die 
Konferenz berichtet, was in diesem Jahr 
auf sieben Länder zutraf. Der Erfolg dieses 
Verfahrens, das einer öffentlichen Fest­
stellung von Unzulänglichkeiten gleich­
kommt, kann daraus ersehen werden, daß 
während des vergangenen Jahres mehr als 
70 Fälle von Rechtsänderungen mit dem 
Ziel der Übereinstimmung nationalen 
Rechts mit internationalen Verpflichtungen 
registriert wurden. 
Die diesjährige Internationale Arbeitskon­
ferenz hatte den Vorsitzenden der Unab­
hängigen Kommission für Internationale 
Entwicklungsfragen, Willy Brandt, zu einer 
Ansprache über Folgerungen aus dem von 
der Kommission vorgelegten Bericht >Das 
Überleben sichern< eingeladen. Brandt ar­
beitete die Hauptelemente des in dem Be­
richt enthaltenen Aktionsprogramms her­
aus: Erhöhter Ressourcentransfer in die 
ärmsten Länder, Herstellung einer Partner­
schaft zwischen erdölfördernden und öl­
verbrauchenden Ländern, Erhöhung der 
Nahrungsmittelproduktion in Ländern, die 
auf Einfuhren angewiesen sind, sowie Re­
formen des internationalen Währungs-, Fi­
nanz- und Handelssystems. Er betonte vor 
dem Weltparlament der Arbeit die Not­
wendigkeit der Einhaltung gerechter Ar­
beitsbedingungen mit dem Ziel, daß in 
Entwicklungsländern investierende Firmen 
nicht nur Wettbewerbsvorteile hinsichtlich 
Löhnen und Steuern erlangen, sondern 
auch einen Beitrag zur Entwicklung leisten. 

DZI 

UNCTAD: Arbeiten an Verhaltenskodex Ober wett­
bewerbsbeschrankende G e s c h ä f t s p r a k t i k e n abge­
schlossen (31) 

I. Versuche internationaler Organisationen, 
einheitliche Grundsätze und Regeln zum 
Schutz des internationalen Wettbewerbs 
aufzustellen, können auf eine lange Ge­
schichte zurückblicken. Von den fehlge­
schlagenen Anstrengungen des Völkerbun­
des über die entsprechenden Vorschriften 
der Havanna-Charta gediehen die Arbeiten 
daran (etwa im Wirtschafts- und Sozialrat 
oder später im Allgemeinen Zoll- und Han­
delsabkommen) nie über das Entwurfssta­
dium hinaus. 
Seit Beginn der siebziger Jahre ist hier 
ein Wandel eingetreten. Die westlichen In­
dustrieländer haben sich im Rahmen der 
OECD auf einige Grundlinien des Wett­
bewerbsrechts einigen können. Seit UNC­
TAD III wurde deutlich, daß auch die Ent­
wicklungsländer der Vereinbarung von 
Wettbewerbsregeln besondere Dringlich­
keit beimaßen. International geltende Re­
gelungen sollten wettbewerbsbeschränken­
de Geschäftspraktiken transnational täti­
ger Unternehmen verbieten, die das Ex­
portpotential bzw. die gerade einsetzenden 
Exporte der Entwicklungsländer beeinträch­
tigen konnten. 
Konkretere Gestalt nahmen internationale 
Wettbewerbsregeln an, als seit 1974 für 
UNCTAD nacheinander drei Expertengrup­
pen tätig wurden. Ihre Aufgabe bestand 
darin, Geschäftspraktiken von Unterneh­
men zu beschreiben, die den internatio­
nalen Handel, vor allem aber Außenhandel 
und wirtschaftliche Entwicklung der Ent­
wicklungsländer beeinträchtigten. Daran 
sollte sich die Formulierung von Regelun­
gen solcher Geschäftspraktiken, die Ent­
wicklung eines Systems für Informations­
sammlung und -austausch und ein Modell­
entwurf eines Wettbewerbsgesetzes für 
Entwicklungsländer anschließen. Auf den 
Vorarbeiten der Experten, insbesondere 
dem Entwurf der letzten Expertengruppe, 
basierten die Erörterungen der UN-Konfe­
renz über wettbewerbsbeschränkende Ge­
schäftspraktiken, die im November/Dezem­
ber 1979 und im April 1980 tagte. Gemäß 
dem Mandat in Resolution 33/153 der Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen 
war es ihre Aufgabe, Wettbewerbsgrund­
sätze und -regeln zu erarbeiten und eine 
Entscheidung zur rechtlichen Verbindlich­
keit der Regeln zu treffen. 

II. Die Konferenz hat ihre Arbeiten am 
22.April in Genf erfolgreich abschließen 
können. Die von ihr formulierten Grund­
sätze und Regeln zur Kontrolle wettbe­
werbsbeschränkender Geschäftspraktiken 
(The Set of Multilateral^ Agreed Equitable 
Principles and Rules for the Control of 
Restrictive Business Practices, UN-Doc. 
TD/RBP/CONF/10 v. 2.5.1980) werden In 
diesem Herbst der 35. Generalversammlung 
zur Verabschiedung vorgelegt. 
Die Ziele, die die beiden besonders in den 
Verhandlungen engagierten Gruppen, die 
>Gruppe der 77< und die >B-Gruppe< (ent­
wickelte Marktwirtschaftsländer), mit inter­
nationalen Wettbewerbsregeln zu erreichen 
suchen, sind in Abschnitt A einführend 
dargestellt. Die Regeln sollen den durch 
einen freien Welthandel erzielten Effizienz­
gewinn für die Beteiligten sichern, insbe-
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sondere aber die nachteiligen Folgen von 
Wettbewerbsbeschränkungen für Handel 
und Entwicklung der Entwicklungsländer 
ausschalten und deren Maßnahmen, die 
auf Teilnahme am Welthandel gerichtet 
sind, zum Erfolg verhelfen. 
In Abschnitt В werden die grundlegenden 
Begriffe >wettbewerbsbeschränkende Ge­
schäftspraktiken«, marktbeherrschende 
Stellung« und »Unternehmen« definiert 
und der Anwendungsbereich der Grund­
sätze und Regeln festgelegt. 
Der anschließende Abschnitt  С bestimmt 
die Grundsätze, nach denen sich wettbe­
werbspolitische Maßnahmen und ihre 
Durchführung generell zu richten haben. 
Die in Abschnitt D, dem Herzstück, aufge­
stellten Regeln und Grundsätze fordern 
Unternehmen zunächst auf, die im Lande 
ihrer Tätigkeit geltenden Gesetze zu  ach­
ten, mit den zuständigen Behörden zusam­
menzuarbeiten und ihnen Auskünfte über 
Vereinbarungen zu geben, und zwar (im 
Rahmen der geltenden Gesetze und des 
öffentlichen Interesses) auch dann, wenn 
sich Unterlagen im Ausland befinden. Un­
ternehmen sind weiter gehalten, kartell­
artige Absprachen wie Preis­ und Kondi­
tionenabsprachen, Marktaufteilungen u. ä. 
zu unterlassen, es sei denn, sie stehen 
unter einheitlicher Leitung und sind da­
durch an unabhängigen Entscheidungen 
gehindert. Schließlich werden Unterneh­
men aufgefordert, ihre marktbeherrschende 
Stellung nicht durch Preisdumping und 
Verdrängungswettbewerb, Preisdiskriminie­
rung (beispielsweise zu Lasten Konzern­
fremder) und ähnliche Praktiken auszu­
nutzen. 

Die abschließenden drei Abschnitte be­
handeln Fragen der Wettbewerbspolitik 
und ­gesetzgebung auf nationaler (Ab­
schnitt E) und internationaler Ebene (Ab­
schnitt F) sowie die Rolle, die internatio­
nale Institutionen bei Konzeption und 
Durchführung der aus ihnen folgenden 
Maßnahmen spielen sollen (Abschnitt G). 
III. Entscheidend zum erfolgreichen Ab­
schluß der Verhandlungen dürfte beigetra­
gen haben, daß im wesentlichsten Punkt 
der Meinungsverschiedenheiten ein Kom­
promiß gefunden werden konnte: Die In­
dustrieländer wollten ihre Kartellgesetzge­
bung nicht durch internationale Regeln 
eingeschränkt sehen; nach nationalem 
Recht erlaubte Geschäftspraktiken, etwa 
Exportkartelle, sollten international nicht 
als unzulässig gelten. Die  Entwicklungs­
länder wollten die Anwendung der Wett­
bewerbsregeln auf solche Geschäftsprakti­
ken beschränken, die ihren Bemühungen 
um Handel und Entwicklung entgegenlie­
fen, und wettbewerbswidrige Praktiken da­
her dann von der Geltung der Regeln aus­
nehmen, wenn sie diesen Bemühungen 
dienten. 

Da eine für alle Parteien akzeptable For­
mulierung auf allgemein­abstrakter Ebene 
wohl kaum gefunden werden kann, wurde 
die Lösung des Problems auf die Anwen­
dungsebene verlagert. Die Grundsätze und 
Regeln sehen insoweit vor, daß ihre An­
wendung unter dem Gebot der Berücksich­
tigung der jeweiligen, klar zum Ausdruck 
gebrachten Interessen anderer nationaler 
Gesetzgeber steht. Das besondere Inter­
esse der Entwicklungsländer, das eine 
Vorzugsbehandlung ihrer Unternehmen 

rechtfertigt, ist die Förderung des Aufbaus 
einer einheimischen Industrie. 
Ob die Grundsätze und Regeln zur Errei­
chung der gesetzten Ziele beitragen wer­
den, wird daher nicht zuletzt davon ab­
hängen, ob nationale Gesetzgeber und 
Kartellbehörden sie unter Berücksichtigung 
der Interessen aller Betroffenen anwenden. 

Sto 

UNCTAD: Ü b e r e i n k o m m e n ü b e r  den g r e n z ü b e r ­

schreitenden multimodalen G ü t e r v e r k e h r (32) 

Am 27. Mai 1980 hat eine im Rahmen der 
Welthandelskonferenz (UNCTAD) tagende 
diplomatische Konferenz ein Internationa­

les Übereinkommen über den internatio­
nalen multimodalen Güterverkehr — das 
erste UNCTAD­Übereinkommen im Bereich 
des privaten Beförderungsrechts — ver­
abschiedet (UN­Doc.TD/MT/CONF/15.) Un­
ter multimodalem Verkehr versteht man die 
Beförderung von Gütern mit zwei oder 
mehr verschiedenen Verkehrsmitteln (See­
schiff, Binnenschiff, Flugzeug, Eisenbahn, 
Straße) aufgrund eines einheitlichen,  neu­
artigen Vertrags. Der multimodale Verkehr 
hat in den letzten Jahren weltweit vor 
allem durch die Containerisierung stark 
zugenommen. In der Praxis spielen die 
Container­Verkehre der Seeschiffahrt die 
weitaus größte Rolle. Vielfach übernehmen 
schon heute Reeder zugleich die Funktion 
eines Unternehmers des multimodalen 
Verkehrs. Es ist deshalb nicht verwunder­
lich und durchaus sachgerecht, daß sich 
das Übereinkommen teilweise wörtlich an 
das 1978 in Hamburg erarbeitete, nach 
vorbereitenden Studien von UNCTAD in 
erster Linie von der UN­Kommission für 
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) 
betreute UN­Obereinkommen über die Be­
förderung von Gütern auf See (Hamburger 
Regeln; vgl. VN 3/1978 S.101f.) anlehnt. 
Naturgemäß konnten die Besonderheiten 
des Luftverkehrs, der bei multimodalen 
Beförderungen ebenfalls herausragende 
Bedeutung hat, nicht in gleichem Maße be­
rücksichtigt werden wie die der Schiffahrt. 
Das Übereinkommen beruht auf überaus 
langwierigen Vorbereitungsarbeiten, an de­
nen das Römische Institut für die Verein­
heitlichung des Privatrechts (UNIDROIT), 
das Comité Maritime International (CMI), 
die UN­Wirtschaftskommission für Europa 
(ECE) und die Zwischenstaatliche Beraten­
de Seeschiffahrts­Organisation (IMCO) An­
teil hatten. Für das Schicksal des Vorha­
bens wurde es entscheidend, daß die Ent­
wicklungsländer von einer rein privatrecht­
lichen Regelung des sehr kapitalintensi­
ven multimodalen Verkehrs Nachteile für 
ihre Entwicklung befürchteten und an dem 
Zustandekommen der früheren Entwürfe 
nicht ausreichend beteiligt waren. Die vom 
Wirtschafts­ und Sozialrat der Vereinten 
Nationen organisierte Welt­Container­Kon­
ferenz beauftragte deshalb 1972 UNCTAD 
mit einer Studie über die wirtschaftlichen 
Auswirkungen des multimodalen Verkehrs; 
seitdem ist die Zuständigkeit hierfür auf 
UNCTAD übergegangen. In sechs mehr­
wöchigen Tagungen einer internationalen 
Vorbereitungsgruppe wurde schließlich ein 
Konventionsentwurf erarbeitet, in dem auch 
die Interessen der Entwicklungsländer im 
Hinblick auf ihren Außenhandel, ihre  Zah­
lungsbilanz und ihre nationale Verkehrs­

politik berücksichtigt wurden. Die Konfe­
renz mußte einen Interessenausgleich so­
wohl unter den vielfach zerstrittenen  Indu­
striestaaten als auch zwischen deren Ge­
samtheit und den Entwicklungsländern her­
beiführen. 
Das Übereinkommen regelt vor allem die 
Haftung der an dem multimodalen Verkehr 
beteiligten Personen. Insbesondere sieht 
es bei nicht lokalisierbaren Schäden, die 
sich nicht auf die Beförderung mit einem 
bestimmten Verkehrsmittel zurückführen 
lassen und die im multimodalen Verkehr, 
vor allem im Container­Verkehr, überwie­
gen, eine einheitliche Mindesthaftung des 
Unternehmers vor. Weitere Schwerpunkte 
sind Vorschriften über die Beförderungs­
dokumente, über die gerichtliche und 
außergerichtliche Geltendmachung sowie 
über die Verjährung von Ansprüchen. Die 
Fertigstellung des Übereinkommens erwies 
sich deshalb als besonders problematisch, 
weil die Entwicklungsländer bestrebt wa­
ren, auch öffentlich­rechtliche Regelungen 
über die Lizenzierung von Unternehmern 
des multimodalen Verkehrs, Konsultatio­
nen, Ladungslenkung und anderes mehr in 
das Übereinkommen aufzunehmen. Das 
Übereinkommen anerkennt lediglich das 
souveräne Recht der Staaten, in den Gren­
zen des Völkerrechts auch solche Fragen 
zu regeln. Darüber hinaus wurden recht­
lich unverbindliche Richtlinien über die 
zollrechtliche Behandlung des Transitver­
kehrs in das Übereinkommen aufgenom­
men. Die Verhandlungsziele der Bundes­
republik Deutschland, die sich von Anfang 
an um eine konstruktive Mitarbeit bemühte, 
konnten weitgehend verwirklicht werden. 
Das Übereinkommen dürfte sich als ein 
durchaus brauchbares Instrument der Ver­
einheitlichung und Vereinfachung des 
Transportrechts in einem immer bedeutsa­
mer werdenden Bereich des internationa­
len Verkehrs erweisen. Bz 

UNCTAD: Integriertes Rohstoffprogramm, neue 

Zwischenbilanz — Einigung bei Vertrag Ober Ge­

meinsamen Fonds (33) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 3/1978  S.96f. fort.) 
I. Von den 18 Erzeugnissen der Rohstoff­
liste des integrierten Programms der UN­
Handels­ und Entwicklungskonferenz 
(UNCTAD­Resolution 93(IV) vom 30. Mai 
1976) waren vier am 30. Juni 1980 Gegen­
stand von Rohstoffabkommen: Kaffee, Na­
turkautschuk, Zinn und Zucker. Naturkau­
tschuk ist 1979 hinzugekommen, Kakao 
1980 vorerst ausgeschieden. Darüber  hin­
aus gibt es unverändert ein Olivenölab­
kommen, womit dem Programmpunkt 
»Pflanzenöle einschließlich Olivenöl und 
Ölsaaten« immerhin teilweise Genüge ge­
tan ist. Nachfolgend werden nur die  Roh­
stoffe der UNCTAD­Liste von 1976 behan­
delt, für die ein Abkommen besteht oder 
bestanden hat. 
Das Kaffee­Übereinkommen von 1976 — 
endgültig in Kraft getreten am  I.August 
1977 — gilt bis zum 30. September 1982; 
das Zuc/cer­Abkommen von 1977 (dazu: 
VN 1/1978 S.28) — endgültig in Kraft ge­
treten am 2. Januar 1980 — soll eine Lauf­
zeit von fünf Jahren haben. Letzterem ist 
die EG immer noch nicht beigetreten. 
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